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VERKEHRSRECHT

FAHRLÄSSIGKEIT

Mit auf der Fahrbahn liegenden Personen müssen Sie  
bei Dunkelheit nicht rechnen!
|  Das Landgericht (LG) Mühlhausen hat jetzt die Frage verneint, ob ein Autofahrer damit rech-
nen muss, dass nachts außerorts auf einer unbeleuchteten Landstraße ein dunkel gekleideter 
Fußgänger auf der Fahrbahn liegt. Dem Fahrer war eine fahrlässige Tötung vorgeworfen wor-
den, weil er den Fußgänger überfahren hatte und dieser an den Folgen des Unfalls verstarb.  |

Die entsprechende Situation sei nicht vorhersehbar gewesen. Zwar ist allgemein anerkannt, 
dass ein Autofahrer stets mit Hindernissen auf der Fahrbahn rechnen muss. Er muss daher 
auch vor unvermuteten Hindernissen anhalten können. Dies gilt jedoch nicht für solche Hinder-
nisse, mit denen er unter keinem vertretbaren Gesichtspunkt rechnen muss.

Nach der Lebenserfahrung muss sicherlich stets mit (auch besonders grober) Unachtsamkeit 
von Fußgängern gerechnet werden. Ein in höchstem Maße selbstgefährdendes, sich durch 
nichts ankündigendes Verhalten eines Fußgängers ist hingegen so ungewöhnlich und selten, 
dass niemand damit zu rechnen braucht, wenn nicht ausnahmsweise im Einzelfall besondere 
Umstände Anlass dazu geben.

So war es auch hier: Der Überfahrene hatte sich – stark alkoholisiert und unter Drogeneinfluss 
– nachts bei vollkommener Dunkelheit und schlechten Wetterverhältnissen außerorts auf einer 
unbeleuchteten Landstraße mittig auf die Fahrbahn gelegt.

Zwar muss man als Autofahrer, insbesondere im ländlichen Raum, durchaus damit rechnen, 
dass nachts und auch am frühen Morgen – unter Umständen auch alkoholisierte und dunkel 
gekleidete – Fußgänger an einer Landstraße entlanglaufen. Ein solches Verhalten von Fußgän-
gern liegt nicht außerhalb der Lebenserfahrung. Hingegen ist es so ungewöhnlich und gerade 
nicht zu erwarten, dass im Winter bei Schneefall und kalten Temperaturen eine Person mitten 
auf der Fahrbahn liegt. Mit einer solchen Verkehrssituation muss man als Kraftfahrer nicht 
rechnen. Die Situation hat sich auch nicht zuvor angekündigt, z. B. durch mehrere im Bereich 
der Straße anwesende Personen.

QUELLE  |  LG Mühlhausen, Beschluss vom 28.4.2021, 3 Qs 43/21, Abruf-Nr. 222596 unter www.iww.de

SCHMERZENSGELD

Wenn ein Kfz ein am Fahrbahnrand stehendes Kind erfasst 
und die Versicherung nicht reguliert …
|  Erfasst ein Autofahrer ein zu nah an der Bordsteinkante wartendes elfjähriges Kind, führt 
dies zu einer ganz überwiegenden Haftung des Autofahrers. Tritt ein Haftpflichtversicherer 
bei eindeutiger Haftungslage über Jahre hinweg nicht in die Schadensregulierung ein, kann 
dies den Schmerzensgeldanspruch erhöhen. So entschied es das Oberlandesgericht (OLG) 
Zweibrücken.  |

Der zum Unfallzeitpunkt elfjährige Kläger befand sich auf dem Weg zur Schule und wollte eine 
Kreuzung an einer Fußgängerampel überqueren. Er stellte sich an den äußersten Rand der 
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STRAFGEBÜHR

Parkscheibe auf dem Privatparkplatz
|  Auch auf einem frei zugänglichen privaten Parkplatz ist eine Parkscheibe von außen „gut 
lesbar“ entweder hinter der Windschutzscheibe oder aber auf der Abdeckplatte des Gepäck-
raumes (d. h. auf der „Hutablage“) bzw. an der Seitenscheibe anzubringen. So hat jetzt, wie 
zuvor schon weitere Gerichte, das Amtsgericht (AG) Brandenburg entschieden.  |

Folge: Wer das nicht tut, muss damit rechnen, dass ihn der „Parkplatzbetreiber“ auf ein Entgelt/
eine Vertragsstrafe in Anspruch nimmt. Das AG liegt damit auf der Linie der Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofs (BGH).

QUELLE  |  AG Brandenburg, Urteil vom 23.10.2020, 31 C 200/19, Abruf-Nr. 218892 unter www.iww.de

Bordsteinkante, um dort zu warten, bis die Ampel „grün“ zeigt. Die Beklagte fuhr mit ihrem Kfz 
in einem Abstand von deutlich unter einem Meter zum rechten Fahrbahnrand an dem Kind vor-
bei und erfasste es.

Weitere Einzelheiten ließen sich hierzu nicht aufklären. Die Verkehrssituation hätte es aber  
zugelassen, mit weit größerem Abstand an dem Kind vorbeizufahren. Der Kläger wurde erheb-
lich verletzt. Er verlangt von der Fahrzeughalterin und deren Haftpflichtversicherung Schaden-
ersatz und Schmerzensgeld.

Das Landgericht (LG) Kaiserslautern hat der Klage mit einer Haftungsquote von 80 Prozent  
zulasten der Beklagten stattgegeben. Deren Berufung hiergegen hatte keinen Erfolg. Ein Auto-
fahrer ist danach nicht berechtigt, innerorts die Fahrbahn bis an den rechten Bordstein heran zu 
befahren, wenn hieraus Risiken für Passanten entstehen. Erst recht muss das gegenüber am 
Fahrbahnrand an einer Fußgängerampel stehenden Kindern gelten.

Zwar war dem verletzten Kind hier vorzuwerfen, dass es sich an den äußersten Rand der Bord-
steinkante gestellt hat, sodass es vom vorbeifahrenden Fahrzeug erfasst werden konnte. Auch 
einem elfjährigen Schüler muss bewusst sein, dass diese Position an einer stark befahrenden 
Straße gefährlich ist und erhebliche Schäden auslösen kann. Dieses Mitverschulden rechtfer-
tigt auch nach Auffassung des OLG aber keine Mithaftung des Klägers in Höhe von mehr als 20 
Prozent.

Beachten Sie  |  Bei der Bemessung der Höhe des Schmerzensgeldes hat das OLG auch das 
Regulierungsverhalten der Haftpflichtversicherung berücksichtigt. Die Versicherung hatte an 
den Kläger über beinahe sieben Jahre hinweg keinerlei Schmerzensgeld gezahlt.

QUELLE  |  OLG Zweibrücken, Beschluss vom 26.4.2021, 1 U 141/19
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SCHADENERSATZ/SCHMERZENSGELD

Kein Mitverschulden eines 11-jährigen Kindes  
an einem Unfall
|  Trifft ein elfjähriges Kind beim Überqueren einer Straße ein Mitverschulden an einem Ver-
kehrsunfall? Das Oberlandesgericht (OLG) Celle hat in einer aktuellen Entscheidung die situ-
ationsbedingte Überforderung des Kindes berücksichtigt, eine Gefahrenlage im Straßenver-
kehr richtig einzuschätzen.  |

Die damals 11-jährige Klägerin überquerte als letztes von vier Kindern kurz vor 8:00 Uhr mor-
gens im Dunkeln eine Straße in der Nähe ihrer Schule. Eines der vorausgehenden Kinder trug 
eine gelb reflektierende Jacke. Dieser Gruppe näherte sich ein Pkw mit einer Geschwindigkeit 
von mindestens 55 km/h anstatt erlaubter 50 km/h. Kurz bevor die Klägerin den Bürgersteig 
erreichte, erfasste sie das Fahrzeug.

Die Klägerin erlitt durch den Unfall insbesondere einen Beckenbruch, einen Dammriss und eine 
Mittelgesichtsprellung. Sie wurde mehrtägig stationär behandelt. Sie verlangt von dem Fahrer, 
der Halterin und der Haftpflichtversicherung des Unfallfahrzeugs ein Schmerzensgeld und die 
Verpflichtung, für künftige unfallbedingte Schäden aufzukommen. Das Landgericht (LG) Verden 
hat in erster Instanz ein Mitverschulden der Klägerin angenommen, aufgrund dessen ihre An-
sprüche um 25 Prozent gemindert seien.

Unangepasste Fahrweise einerseits ...
Das OLG Celle hat der Klägerin demgegenüber in vollem Umfang Recht gegeben. Der Autofah-
rer habe den Unfall jedenfalls ganz überwiegend verschuldet. Ein Fahrzeugführer muss sich so 
verhalten, dass eine Gefährdung insbesondere von Kindern, hilfsbedürftigen und älteren  
Menschen ausgeschlossen ist. Hier hätte der Fahrer sein Fahrverhalten sofort anpassen  
müssen, als er die Kinder im Straßenbereich wahrnahm. Darüber hinaus hätte er den Unfall 
auch verhindern können, wenn er nur die zulässige Höchstgeschwindigkeit eingehalten hätte.

... aber auch fehlerhaftes Verhalten des Kindes
Zwar hatte sich das Kind ebenfalls falsch verhalten. Es hatte nämlich beim Überqueren der 
Straße den vorfahrtsberechtigten Fahrzeugverkehr nicht ausreichend beachtet. Nach dem OLG 
traf es insoweit aber kein Verschulden. Kinder, so das OLG, können ohnehin erst ab Vollendung 
des zehnten Lebensjahrs für Unfälle im Straßenverkehr verantwortlich sein. Hier kam hinzu, 
dass das nur unwesentlich ältere Kind nachvollziehbar überfordert war, weil es sich schon auf 
der Straße befand, als es das Fahrzeug wahrnahm, Entfernung und Geschwindigkeit dieses 
Fahrzeugs auch aufgrund der Dunkelheit falsch einschätzte und reflexhaft die falsche Entschei-
dung traf, der Gruppe hinterherzulaufen. Der Autofahrer habe sich auch nicht darauf verlassen 
dürfen, dass sich das Kind richtig verhalten werde.

Schwere Langzeitschäden für das Kind
Das OLG hat deshalb nicht nur die Verpflichtung der Beklagten festgestellt, der Klägerin ihren 
materiellen Schaden vollständig zu ersetzen. Er hat sie auch zur Zahlung eines Schmerzens-
geldes verurteilt, das mit insgesamt 35.000 EUR noch deutlich über den Vorstellungen der  
Klägerin selbst lag. Die Klägerin hatte schwere Verletzungen und Dauerschäden erlitten, u.a. 
im Genitalbereich, mit möglichen Risiken auch bei späteren Schwangerschaften. Aufgrund  
ihres jungen Alters hatte und hat sie noch lange an den Verletzungsfolgen zu tragen. Dies war 
bei der Schmerzensgeldbemessung bislang nicht berücksichtigt worden.

QUELLE  |  OLG Celle, Urteil vom 19.5.2021, 14 U 129/20


